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Ihr Zeichen: 32-0522/1778/8                   Schreiben vom 09.04.2026 
 

Stellungnahme zum Planfeststellungsverfahren „S 184 – Anbau einer Radverkehrsanlage 
bei Freiberg“ 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
das vorliegende Planfeststellungsverfahren betrifft den Neubau eines ca. 1,561 km langen 
straßenbegleitenden Radweges entlang der Staatsstraße S 184 zwischen den Netzknoten NK 5146 017 
und NK 5046 065 im Landkreis Mittelsachsen, Freistaat Sachsen. Das Vorhaben ist Teil des 100-km-
Radwege-Programms des Freistaates Sachsen und soll den Alltagsradverkehr zwischen 
Weißenborn/Erzgeb. und Freiberg sicherer und attraktiver gestalten, indem der neue Radweg am 
nördlichen Streckenende an den bestehenden Radweg am Hillweg anschließt.  
Das Plangebiet berührt das FFH-Gebiet „Oberes Freiberger Muldetal" (EU-Meldenr. DE 4945-301, 
landesinterne Nr. 252) und liegt im Bereich einer bekannten und dokumentierten 
Amphibienwanderstrecke von hoher ökologischer Bedeutung. Zahlreiche Arten des Anhangs IV der FFH-
Richtlinie sowie europäische Vogelarten kommen im Untersuchungsraum vor oder sind dort potenziell 
zu erwarten. 
 
Die vorliegende Stellungnahme begrüßt das grundsätzliche Planungsziel – die Schaffung einer sicheren 
Radverkehrsverbindung – und erkennt an, dass der Vorhabenträger und der beauftragte 
Umweltfachplaner umfangreiche ökologische Gutachten und Schutzmaßnahmen erarbeitet haben. 
Gleichwohl bestehen in mehreren Punkten erhebliche naturschutzfachliche Bedenken sowie konkrete 
Forderungen nach Nachbesserung, die im Folgenden dargelegt werden. 
 
1. Amphibiendurchlässe 

Im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (Unterlage 19.2) sowie im Erläuterungsbericht (Unterlage 1) wird 
dargelegt, dass die geplanten Amphibiendurchlässe eine lichte Höhe von 0,60 m erhalten sollen, 
während das aktuell gültige Regelwerk "Merkblatt zur Anlage von Querungshilfen für Tiere und zur 
Vernetzung von Lebensräumen an Straßen" (M AQ 2022, FGSV) eine lichte Mindesthöhe von 0,80 m 
vorsieht. Das M AQ 2022 ersetzt das bisherige "Merkblatt zum Amphibienschutz an Straßen" (MAmS, 
StMI 2000) und wurde als bundesweite Fortschreibung mit dem Ziel überarbeiteter, einheitlicher 
Mindeststandards eingeführt. 
Als Begründung für die Unterschreitung des aktuellen Regelwerks führen die Unterlagen an, dass die 
Planung auf Abstimmungen bis 2022 beruhe und eine nachträgliche Anpassung einen 
unverhältnismäßigen zeitlichen und planerischen Aufwand verursachen würde. Diese Einschätzung 
wurde mit der Unteren Naturschutzbehörde (UNB) des Landkreises Mittelsachsen abgestimmt (UNB 24-
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2). Die UNB bestätigte, dass eine lichte Höhe von 0,60 m für die im Gebiet vorkommenden 
Amphibienarten geeignet sei. Für das Vorhaben werden insgesamt 11 Standarddurchlässe (1,10 m × 
0,60 m) sowie ein kombinierter Amphibien-Entwässerungsdurchlass bei Bau-km 0578 (lichte Weite 
2,00 m, lichte Höhe 0,80 m) geplant. 
Zur Einordnung ist zu beachten, dass der Durchlass bei Bau-km 0578 primär hydraulisch für die 
Wasserführung dimensioniert ist. Die Amphibienfunktion wird dort zusätzlich über Bermen realisiert. 
Die 11 Standarddurchlässe führen dagegen kein Wasser, da die Entwässerung separat über den 
Straßengraben erfolgt. Ein direkter Rückschluss von Bau-km 0578 auf die übrigen Durchlässe ist daher 
nicht ohne Weiteres möglich – das Beispiel zeigt aber, dass eine lichte Höhe von 0,80 m im Baufeld der 
S 184 grundsätzlich umsetzbar ist. 
Wir erkennen an, dass die UNB-Einschätzung auf einer fachlichen Bewertung der lokalen 
Artenausstattung beruht und daher grundsätzlich Gewicht hat. Gleichwohl geben wir zu bedenken, dass 
diese Abstimmung zeitlich vor dem maßgeblichen Zeitpunkt der Zulassungsentscheidung liegt und das 
M AQ 2022 gerade dem Zweck dient, unterschiedliche Einzelfalleinschätzungen durch bundesweit 
abgestimmte Mindeststandards zu ersetzen. Ergänzend weisen wir darauf hin, dass die "Überarbeitung 
der Handlungsempfehlung zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Freistaat Sachsen" (2017) 
ausdrücklich festlegt, dass bei Vermeidungsmaßnahmen stets der aktuelle Stand der Technik 
anzuwenden und einschlägige Merkblätter einzuhalten sind. 
 
Forderungen: 
 

• Wir bitten die Planfeststellungsbehörde, im Rahmen ihrer Abwägung zu prüfen, ob die UNB-
Einschätzung von 2024 angesichts des seitdem geltenden M AQ 2022 weiterhin unverändert 
Bestand haben sollte oder ob eine Aktualisierung der fachlichen Einschätzung sinnvoll wäre. 

 

• Sollte an der Dimensionierung von 0,60 m festgehalten werden, wäre aus unserer Sicht eine 
kurze ergänzende Begründung hilfreich, weshalb die artspezifische Einschätzung der UNB im 
vorliegenden Fall Vorrang vor den Regelmaßen des aktuellen Merkblatts haben sollte. 
 

• Wir regen an, in den Unterlagen klarzustellen, ob eine Anpassung der Standarddurchlässe auf 
0,80 m konstruktiv grundsätzlich möglich wäre oder ob dem eigenständige technische Gründe 
entgegenstehen. 

 
2. Absicherung der CEF-Maßnahmen: Fledermaus- und Nistkästen 

Die vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) umfassen die Anbringung von 8 
Fledermausrundkästen und 7 Fledermausflachkästen sowie 15 Nistkästen für Höhlenbrüter. Die 
konkreten Anbringungsorte wurden mit der UNB vorabgestimmt. Die endgültige Anbringung soll „im 
weiteren Verfahren abgestimmt" werden (UNB 25). Die Kästen sollen 2–3 Jahre vor Beginn der 
Fällarbeiten angebracht werden. CEF-Maßnahmen sind nach § 44 Abs. 5 BNatSchG 
Zulassungsvoraussetzung, nicht Nebenbestimmung. Ihre ökologische Wirksamkeit muss zum 
Zeitpunkt des Eingriffs bereits gesichert sein. Eine offene Abstimmungsklausel erfüllt diese 
Anforderung nicht. 
 
Forderung: 
 

• Die finale Verortung der Kästen ist vor Erlass des Planfeststellungsbeschlusses verbindlich 
festzulegen und in den Unterlagen zu dokumentieren – nicht erst „im weiteren Verfahren". Nur 
so ist die ökologische Funktionsfähigkeit der CEF-Maßnahmen zum Zeitpunkt des 
Quartierverlustes nachweisbar zu gewährleisten. 
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• Die Wirksamkeitskontrolle (jährliche Überprüfung und Reinigung) ist als verbindliche Auflage im 
Planfeststellungsbeschluss zu verankern, nicht nur im Kostenrahmen vorgesehen. 

 

• Es ist sicherzustellen, dass die Kästen tatsächlich mindestens 1 Jahr vor den ersten Fällarbeiten 
angebracht werden und dies durch die Umweltbaubegleitung (UBB) dokumentiert wird. 

 
3. Baumkontrolle vor Fällarbeiten – Anpassung des Ausgleichsumfangs. 

Im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (Unterlage 19.2) ist als Vermeidungsmaßnahme 3 VAFB eine 
Kontrolle der zu fällenden Bäume auf genutzte Höhlen- und Spaltenquartiere vorgesehen. Die Kontrolle 
soll im Herbst vor Beginn der Holzungsmaßnahmen durch eine fachkundige Person mittels 
endoskopischer Untersuchung erfolgen. Diese Maßnahme ist dem Grunde nach fachlich geboten und 
wird ausdrücklich begrüßt. 
Die dem Planfeststellungsentwurf zugrunde liegenden CEF-Maßnahmen (1 ACEF: 15 Fledermaus-
kästen, 2 ACEF: 15 Nistkästen) wurden auf Basis von Kartierungen aus den Jahren 2021–2025 
bemessen, bei denen 14 Bäume mit Ausfaulungen/Astlöchern und 7 Bäume mit Rissen, Spalten oder 
loser Rinde festgestellt wurden. Zwischen dem Stichtag der letzten Bestandserfassung und dem 
tatsächlichen Fällbeginn können sich jedoch neue Strukturen mit Quartierpotenzial gebildet haben. Die 
Unterlagen enthalten keinen verbindlichen Mechanismus, der sicherstellt, dass ein bei der 
Herbstkontrolle festgestellter Mehrbefund automatisch zu einer entsprechenden Erhöhung des 
Ausgleichsumfangs führt. 
 
Forderung: 
 

• Die Ergebnisse der Herbstkontrolle gemäß 3 VAFB sind vor Beginn der Fällarbeiten durch die 
Umweltbaubegleitung (UBB) schriftlich zu dokumentieren und der Planfeststellungsbehörde 
sowie der UNB vorzulegen. 

 

• Werden dabei Höhlen- oder Spaltenbäume festgestellt, die über die im Planfeststellungsentwurf 
erfassten Strukturen (14 Ausfaulungs- und 7 Spaltenbäume) hinausgehen, ist der Ausgleich 
zwingend anzupassen: je zusätzlichem Fledermausquartier mindestens 1 Ersatzkasten 
(Kompensationsverhältnis 1:1 gemäß 1 ACEF), je zusätzlichem Höhlenbaum mit Vogeleignung 
mindestens 2 Nistkästen (gemäß 2 ACEF). 

 

• Die Anpassung ist vor Beginn der Fällarbeiten abzuschließen und nicht in das „weitere 
Verfahren" zu verlagern. 
 

4. Ökologisches Monitoring nach Fertigstellung 

Die Planunterlagen sehen nach Abschluss der Baumaßnahme kein systematisches Erfolgsmonitoring 
der umgesetzten Artenschutz- und Ausgleichsmaßnahmen vor. Die stationären 
Amphibienleiteinrichtungen und Durchlässe sind über Jahrzehnte funktionsfähig zu halten. Ob dies 
gelingt, ist ohne Monitoring nicht nachprüfbar. Das NATKIT-Handbuch des Mountainbike 
Tourismusforums Deutschland e.V. (2023), weist ausdrücklich darauf hin, dass aufgrund fehlender 
systematischer Untersuchungen der Auswirkungen von Radverkehrsinfrastruktur auf Schutzgüter der 
Biodiversität erhebliche Wissensdefizite bestehen – weshalb Vorsorge und Monitoring unabdingbar 
sind. 
 
Forderung: 
 

• Im Planfeststellungsbeschluss ist ein verbindliches Erfolgsmonitoring für mindestens 3 Jahre 
nach Inbetriebnahme festzuschreiben, das folgende Parameter erfasst: 
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o Passierrate und Artzusammensetzung der Amphibien an den Durchlässen 

(Kamerafallen oder Fangzaun-Methode) 
o Belegung der Fledermaus- und Nistkästen 
o Bestand des Kranichbrutpaares in der 300-m-Schutzzone 

 

• Die Ergebnisse sind der UNB und der Planfeststellungsbehörde vorzulegen. Bei Nachweis von 
Funktionsdefiziten sind Nachbesserungsmaßnahmen auszulösen. 
 

5. Kompensationsmaßnahme - Namenloser Bach 

Der zur Freiberger Mulde entwässernde namenlose Bach (Gewässerkennzahl 54215314) bei Bau‑km 

0140 ist als gesetzlich geschütztes Biotop nach § 30 BNatSchG eingestuft und weist aufgrund seines 

gewässerbegleitenden Gehölzbestandes sowie seiner Verbindungsfunktion zum Reichels Teich eine 

hohe ökologische Wertigkeit auf. Anlagebedingt muss der bestehende Straßendurchlass (2 × DN 600) 

um ca. 2 m verlängert und auf ein Rechteckprofil (B/H: 2,00/1,00 m) umgebaut werden, wofür eine 

Eingriffsfläche von ca. 23 m² dauerhaft beansprucht wird. Hinzu kommt der baubedingte Eingriff in den 

bachbegleitenden Gehölzbestand auf ca. 14 m². Damit wird ein nach § 30 BNatSchG geschütztes Biotop 

baulich erheblich verändert. Für einen solchen Eingriff ist rechtlich eine Ausnahmegenehmigung nach § 

30 BNatSchG erforderlich, die nur erteilt werden darf, wenn die Beeinträchtigung des Biotops durch 

geeignete Maßnahmen ausgeglichen werden kann. 

Die Unterlagen begründen die Kompensation dieses Eingriffs „multifunktional“ über die 

Ausgleichsmaßnahme 3 A (Errichtung stationärer Amphibienleiteinrichtungen). Diese Verknüpfung ist 

fachlich und rechtlich nicht tragfähig: Die Amphibienleiteinrichtung dient primär dem Amphibienschutz 

und der Erhöhung der Querungssicherheit entlang der S 184; sie stellt keinen funktionsgleichen 

Ausgleich für den Verlust der gewässernahen Biotopstrukturen und des bachbegleitenden Gehölzsaums 

dar und ersetzt damit nicht die nach § 30 BNatSchG geforderte biotopspezifische Kompensation. 

Die geplante Wiederherstellung und Aufweitung des Gewässerauslaufbereichs (von ca. 12 m² auf 16 

m²) ist positiv zu bewerten, vermag aber den flächigen Verlust des Gehölzsaums und die strukturelle 

Veränderung des geschützten Gewässer‑Biotops nicht zu kompensieren. Zur Sicherung der 

Biotopfunktionen (Beschattung, Uferstabilisierung, Eintrag von Totholz und Laub, Habitat‑ und 

Verbundfunktion) ist mindestens eine gleichwertige Gehölzpflanzung in unmittelbarer Gewässernähe 

festzusetzen 

 

Forderungen: 

 

• Für den dauerhaften Eingriff in das gesetzlich geschützte Biotop (namenloser Bach bei Bau‑km 

0140) ist eine ausdrückliche Ausnahmegenehmigung nach § 30 BNatSchG vorzusehen und ein 

eigenständiger, biotopspezifischer Ausgleich nachzuweisen, der den Verlust des 

bachbegleitenden Gehölzbestandes und die Veränderung der Uferstruktur qualitativ und 

quantitativ kompensiert. 

 

• Der pauschale Verweis auf die Ausgleichsmaßnahme 3 A als „multifunktionale“ Kompensation 

ist nicht ausreichend und im Planfeststellungsbeschluss dahingehend zu konkretisieren, dass 

Maßnahme 3 A nicht als Ausgleich für den Eingriff in das nach § 30 BNatSchG geschützte 

Biotop herangezogen wird. 
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• Die geplante Wiederherstellung des Gewässerauslaufbereichs ist als Aufwertungsmaßnahme 

anzuerkennen, ersetzt jedoch nicht die gesetzlich geforderte Kompensation für den flächig 

verlorenen Gehölzsaum; mindestens eine gleichwertige Gehölzpflanzung in unmittelbarer 

Gewässernähe ist als verbindliche Kompensationsmaßnahme festzusetzen. 

 
6. Warnhinweise zur Vermeidung von Amphibienkollisionen 

Der neue Radweg verläuft durch einen Bereich mit bekannter und dokumentierter Amphibienwanderung 
von hoher ökologischer Bedeutung. Nach Fertigstellung der Radverkehrsanlage können Kollisionen 
zwischen Radfahrenden und wandernden Amphibien insbesondere in den Abend- und Nachtstunden 
nicht vollständig ausgeschlossen werden. 
Am betroffenen Streckenabschnitt sollte zusätzlich durch geeignete Warnschilder auf die 
Amphibienwanderung und eine angepasste Fahrweise hingewiesen werden. Diese Maßnahme ersetzt 
keine baulichen Amphibienschutzvorkehrungen, kann aber zur Sensibilisierung der Radfahrenden 
beitragen. 
 
Forderungen: 

 

• Am betroffenen Streckenabschnitt sind geeignete Warnschilder aufzustellen, die Radfahrende 
auf die Amphibienwanderung und die damit verbundene Kollisionsgefahr hinweisen. 

 
7. Unvollständigkeit der ausgelegten Unterlagen 

Der Landschaftspflegerische Begleitplan (Unterlage 19.1), auf den sowohl im Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag als auch in der FFH-Vorprüfung mehrfach verwiesen wird, ist in den zur Beteiligung 
ausgereichten Unterlagen nicht enthalten. Wir bitten um Nachreichung der Unterlage 19.1 und behalten 
uns vor, nach Sichtung ergänzend Stellung zu nehmen.  

 
Schlussbemerkung 

Das Vorhaben Neubau einer Radverkehrsanlage an der S 184 bei Freiberg ist verkehrspolitisch 
grundsätzlich zu befürworten. Die Entlastung des Alltagsradverkehrs von einer stark befahrenen 
Staatsstraße mit hohem Schwerverkehrsanteil dient der Verkehrssicherheit und der nachhaltigen 
Mobilität. Gleichwohl muss das Vorhaben den hohen naturschutzfachlichen Anforderungen des 
Standortes gerecht werden. Das FFH-Gebiet Oberes Freiberger Muldetal, die nachgewiesenen 
Vorkommen von Anhang-II- und Anhang-IV-Arten sowie die ökologisch bedeutsame 
Amphibienwanderstrecke erfordern aus unserer Sicht eine sorgfältige Abwägung der oben genannten 
Punkte im weiteren Verfahren. 
 
Wir bitten um weitere Beteiligung im Verfahren. 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


